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Übertragung der 
Misstrauens-Sitzung 

Die ausserordentliche Landtags-
sitzung von heute Dienstag wird als 
Tonübertragung über den Landes
kanal zu empfangen sein. Die Über
tragung beginnt um 9 Uhr. Dies teil
te gestern das Presse- und Informa
tionsamt der Regierung mit. Vorge
sehen ist nach dieser Mitteilung 
auch die Übertragung der ordentli
chen Sitzungstage vom Mittwoch 
und Donnerstag. 

Nachdem die letzte Landtagssit
zung, die über Antrag von Land
tagspräsident Dr. Ernst Walch in 
der gesamten Länge am Landeska
nal übertragen wurde, auf grosse 
Resonanz stiess, ist damit zu rech
nen, dass die ausserordentliche Sit
zung noch weit mehr Aufmerksam
keit erregen wird. Die Platzverhält
nisse im provisorischen Landtags
saal sind für die Zuhörer und Zu
schauer eng begrenzt, so dass nur 
wenige Interessierte das Geschehen 
direkt mitverfolgen können. 

Auf dem Traktandum der näch
sten ordentlichen Landtagssitzung 
steht eine Diskussion über die Zu
kunft der Übertragungen. Der 
Landtag soll seine Meinung äus
sern, ob in Zukunft Übertragungen 
stattfinden. 

Parteien sehen keinen zwingenden Grund für sofortige Neuwahlen 
Gespräche von Parteienvertretern mit Fürst Hans-Adam II. vorgesehen - FBPfür Wahrung der Kontinuität mit raschem Wechsel 

(G. M.) - Heute Dienstag wird der 
Landtag im Rahmen einer ausserordent
lichen Sitzung ein einziges Traktandum 
behandeln: Misstrauensantrag der Frak
tion der Fortschrittlichen Bürgerpartei 
(FBP) gegen Regierungschef Markus 
Büchel. Um die Kontinuität zu wahren 
und um einen raschen Wechsel an der 
Spitze der Regierung vollziehen zu kön
nen, nominierte der FBP-Parteivorstand 
- wie bereits berichtet - Josef Bieder
mann zum Regierungschef-Kandidaten, 
der im Fall einer Amtsenthebung von 
Regierungschef Markus Büchel gemäss 
der Koalitionsvereinbarung zwischen 
FBP und VU über die Regierungszu
sammenarbeit dem Landtag zur Wahl als 
neuer Reglerungschef vorgeschlagen 
würde. 

Die Amtsenthebung von Regierungs
chef Markus Büchel durch einen Miss
trauensantrag dürfte im vorgesehenen 
Rahmen vor sich gehen, nachdem sich 
alle drei Parteien dafür ausgesprochen 
haben, dass ihre Fraktionen ganz oder 
teilweise den Antrag unterstützen wer
den. Auch Fürst Hans-Adam II. teilte in 
einem Schreiben an den Landtag mit, 
dass er eine Entscheidung des Landtags 
akzeptiere. Die FBP, die einerseits Ent
schlossenheit zur Abwahl des Regie
rungschefs zu erkennen gibt, anderseits 
mit der Nomination eines Nachfolgers 

aber auch Kontinuität demonstriert, ver
fügt mit einigen Stimmen aus der Frak
tion der Vaterländischen Union (VU) 
und der Freien Liste (FL) über die not
wendige Unterstützung für ihren An
trag. 

Unterstützung für Misstrauensantrag 
Die FBP-Fraktion hat bei verschiede

nen Gelegenheiten in den letzten Wo
chen ihre geschlossene Haltung zum 
Misstrauensantrag unterstrichen, weil 
sie das gegenseitige Vertrauen auf eine 
Weise zerstört sieht, die eine Weiterar
beit verunmöglicht. 

Die Haltung der VU-Fraktion ist nach 
den Worten von VU-Präsident Oswald 
Kranz nicht einheitlich: Einige Frak
tionsmitglieder würden mit der Abwahl 
des Regierungschefs Mühe bekunden, 
weil es sich dabei nicht um ein alltägli
ches Geschäft handle, während andere 
den Misstrauensantrag unterstützten, 
zumal Markus Büchel bei der Wahl zum 
Regierungschef am 26. Mai nicht alle 
VU-Stimmen erhalten hatte. Die Freie 
Liste wird den Amtsenthebungsent
scheid unterstützen, wie in einer Mittei
lung am Sonntag zu erfahren war. Diese 
Entscheidung wird damit begründet, 
dass Markus Büchel als Regierungschef 
im Landtag über keine politische Basis 
mehr verfüge. 

Problematik von Neuwahlen 
Im Gegensatz zu Fürst Hans-Adam II. 

unterstützen alle drei Parteien die For
derungen nach Neuwahlen nicht. Das 
Staatsoberhaupt hatte in seinem Schrei
ben an den Landtag dargelegt, dass die 
Auswechslung des Regierungschefs 
nicht ohne weiteres vonstatten gehen 
könne, sondern dass im Fall eines erfolg
reichen Misstrauensvotums des Land
tags gegenüber Regierungschef Markus 
Büchel Neuwahlen unvermeidlich 
wären. 

Die FBP-Fraktion vertritt in der Be
gründung ihres Misstrauensvotums die 
Auffassung, dass die Auflösung des 
Landtags nur aus erheblichen Gründen 
erfolgen könne. Einen erheblichen 
Grund sieht sie nicht gegeben, da es sich 
um das «Problem Markus Büchel», nicht 
um eine Regierungs- oder Landtagskrise 
handle. Der Landtag kann nach dieser 
Auffassung seine Funktionen vollum
fänglich wahrnehmen, auch das Problem 
mit der fehlenden Vertrauensbasis ge
genüber dem Regierungschef selbst lö
sen. Die FBP-Fraktion betont auch, dass. 
mit der Nomination von Josef Bieder
mann auch für Kontinuität gesorgt sei, 
ein reibungsloser Übergang ohne weite
res möglich. Grosse Probleme und Ent
scheidungen stehen nach Auffassung der 
FBP-Fraktion auch im Bereich der Aus

senpolitik - insbesondere mit dem 
EWR-Beitritt und der Zollvertragsan
passung - bevor, so dass Neuwahlen 
auch aus dieser Sicht vermieden werden 
sollten. 

VU strebt keine Neuwahlen an 
Die Freie Liste hat ihre Stellungnah

me - siehe VOLKSBLATT vom Montag 
- bereits bekanntgegeben: Der Landtag 
bleibe beim Misstrauensantrag funk
tionsfähig, so dass «kein zwingender 
Grund zu Neuwahlen» bestehe. Auch 
die VU strebt keine Neuwahlen an, er
klärte gestern VU-Präsident Oswald 
Kranz auf Anfrage. Die VU wird nach 
seinen Angaben dem Landesfürsten ihre 
Haltung erklären, aber auch die Mei
nung des Staatsoberhauptes zur Kennt
nis nehmen. 

Auf den Vorschlag der FBP-Fraktion, 
gemeinsam dem Fürsten die Bedenken 
aller drei Parteien gegen Neuwahlen be
kanntzugeben, ging die VU nicht ein. 
Nach Angaben von VU-Präsident Kranz 
zeigt sie sich verärgert darüber, dass die 
FBP bereits einen Regierungschef-Kan
didaten nominierte, ohne Rücksprache 
mit der VU zu halten. Gegen die Person 
von Josef Biedermann habe die VU 
nichts einzuwenden, doch stosse sich die 
VU am Vorgehen, vor vollendete Tatsa
chen gestellt zu werden. 

Grossangelegte Kontrolle der Polizei zwischen Triesen und Balzers 
A m  Freitag abend wurden insgesamt 102 Fahrzeuge und Automobilisten kontrolliert - Jährlicher Wiederholungskurs für  Hilfspolizisten 

(s. e.) - Am vergangenen Freitag führ
te die liechtensteinische Landespolizei 
in der Zeit zwischen 20.00 und 23.30 
Uhr auf dem Rastplatz südlich von Trie-
sen eine grossangelegte Nachtkontrolle 
durch. Es war dies eine schulmässige 
Übung im Zusammenhang mit einem 
dreitägigen Wiederholungskurs für 
Hilfspolizisten. Überprüft wurden, so 
der Übungsleiter und Chef der Sicher
heitspolizei, Walter Bühler, im Zeitraum 
von drei Stunden insgesamt 102 Fahr
zeuge und Automobilisten; dabei kam es 
zu 12 Beanstandungen und Ordnungs
bussen. 

Seit Jahren führt die liechtensteinische 
Landespolizei einmal jährlich während 
mehreren Tagen Wiederholungskurse 
für ihre Hilfspolizisten durch. Vergange
ne Woche rückten von Donnerstag bis 
einschliesslich Samstag 14 der gegenwär
tig 22 nebenamtlichen Polizeikräfte zu 
einem solchen Fortbildungskurs ein. Wie 
dazu der zuständige Chef der Sicher
heitspolizei, Walter Bühler, auf Anfrage 
erklärte, ging es im Rahmen der drei
tägigen Weiterbildung um allgemeine 
Belange der Polizeiarbeit, besonderes 

Schwergewicht sei heuer auf sicherheits
polizeiliche Aspekte gelegt worden. 

Erfolgreicher Übungsverlauf 
Zum Fortbildungskurs gehörte unter an
derem auch eine Grosskontrolle, die 
Freitagnacht von 20 bis ca. 23.30 Uhr auf 
dem Rastplatz südlich von Triesen in 
Richtung Balzers durchgeführt wurde. 
Gemäss Walter Bühler, der die Einsatz
leitung innehatte, haben neben den 14 
Hilfspolizisten elf weitere Beamte der 
Sicherheits-, Verkehrs- und Kriminalpo
lizei teilgenommen. Pro Stunde wurden 
auf den dafür vorgesehenen Plätzen 
rund 34 Fahrzeuge und Automobilisten 
kontrolliert respektive überprüft. Die 
Übung diente ausschliesslich der Schu
lung und Weiterbildung der Beamten, 
ferner seien auch verschiedene Einsatz
materialien getestet worden. Walter 
Bühler über den Ausbildungsstandard: 
«Die Nachtkontrolle ist sehr zufrieden
stellend verlaufen. Die Hilfspolizisten 
haben engagiert und interessiert gear
beitet». Insgesamt sind 102 Fahrzeuge 
angehalten worden; 12 Fahrzeuge muss-
ten beanstandet bzw. deren Halter mit 
einer Ordnungsbusse belegt werden. 

Israel und PLO schreiben Geschichte 
Autonomieerklärung f ü r  Gazastreifen und Jericho unterzeichnet 

Washington (AP) Nach jahrzehntelan
ger Feindschaft haben Israel und die 
PLO den Grundstein für eine friedliche 
Zukunft im Nahen Osten gelegt: Sie un
terzeichneten am Montag in Washington 
ein historisches Abkommen über die 
Autonomie der Palästinenser im Gaza
streifen und in Jericho, das am 1. Okto
ber in Kraft treten soll. Israels Minister
präsident Jizchak Rabin und PLO-Chef 
Jassir Arafat besiegelten den Vertrag 
mit einenf symbolischen Händedruck. In 
den besetzten Gebieten sowie in Liba
non, Syrien und Jordanien protestierten 
zahlreiche Menschen gegen die Verein
barung, die sie als Verrat an der palästi
nensischen Sache betrachten. 

Der israelische Aussenminister Schi
mon Peres und PLO-Vertreter Mahmud 
Abbas unterzeichneten das Autonomie
abkommen vor etwa 3000 geladenen Gä
sten im Garten des Weissen Hauses. Die 
beiden setzten an dem Schreibtisch ihre 
Unterschrift unter das Schriftstück, an 
dem 1979 in Camp David auch der Frie

densvertrag zwischen Israel und Ägyp
ten unterzeichnet worden war. Ansch
liessend unterschrieben die Aussenmini
ster der USA und Russlands, Warren 
Christöpher und Andrej Kosyrew, den 
Grundlagenvertrag. Die USA und Russ
land sind Schirmherren der Nahost-Frie
denskonferenz. 

Rabin und Arafat - zwischen ihnen 
stand US-Präsident Bill Clinton - beob
achteten die Unterzeichnung. Anschlies
send schüttelten sich die jahrelangen 
Erzfeinde die Hand. Dieser Geste wurde 
besondere Bedeutung beigemessen, da 
sie im Protokoll nicht unbedingt vorge
sehen war, geplant war zunächst nur, 
dass Clinton beiden nacheinander die 
Hand gibt. Den ersten Schritt machte 
Arafat: er reichte Rabin die Hand, die
ser schlug nach einem kurzen Zögern 
ein. 

Clinton hatte Rabin und Arafat zuvor 
zu der Bühne geleitet, auf der die Unter
zeichnung stattfand. 

Im Rahmen des jährlichen Wiederholungskurses ß r  Hilfspolizisten kam es am Frei
tag abend zu einer grossangelegten Nachtkontrolle der Landespolizei zwischen Trie
sen und Balzers. (Bild: H. M.) 

Europagipfel im 
Oktober in Wien 

Wien (spk/dpa) Der Kampf gegen In
toleranz, Fremdenfeindlichkeit und Ras
sismus ist eines der Schwerpunktthe
men, mit denen sich die erste Gipfelkon
ferenz des Europarates beschäftigen 
wird. Sie findet im Oktober in Wien 
statt. 

Die Staats- und Regierungschefs - in 
einigen Fällen wohl auch nur die Aus
senminister - der 31 Mitgliedsstaaten 
des Europarates wollen im Oktober in 
Wien ein Aktionsprogramm beschlies-
sen, das sich vor allem an die Jugend in 
Europa richten soll. Diese Einzelheiten 
nannte am Montag in Wien der stellver
tretende Generalsekretär des Europara
tes, Peter Leuprecht. 

Erheblich schwieriger wird nach Ein
schätzung Leuprechts die Einigung beim 
Tagesordnungspunkt Schutz der Min
derheiten sein. «Hier klaffen die Mei
nungen weit auseinander», sagte der Eu
ropa-Funktionär. Deutschland, Öster
reich und Ungarn etwa strebten an, den 
Schutz der Minderheiten in einem Zu
satzprotokoll zur Menschenrechtskon
vention festzuschreiben und damit ein
klagbar zu machen. 

Unsere Nachbarn nicht schlechterstellen 
Botschafter Prinz Nikolaus äusserte sich z u  den Zollvertragsverhandlungen mit der Schweiz 

(G. M.) - Für pragmatische Lösungen setzt sich Prinz Nikolaus, Botschafter unseres Landes in Bern und EWR-Delegati-
onsleiter, im Verhältnis Liechtensteins zur Schweiz ein. Nach seiner Auffassung, die er gegenüber dem «St. Galler Tag
blatt» darlegte, darf man sich das Inkrafttreten des EWR-Vertrags in Liechtenstein nicht allzu dramatisch vorstellen: «Es 
wird nicht von einem Tag auf den nächsten alles umgekrempelt. Wir haben lange Anpassungs- und Übergangsfristen.» 

In den Verhandlungen zwischen 
der Schweiz und Liechtenstein über 
die Anpassung des Zollvertrages 
geht es nach den Worten von Bot
schafter Prinz Nikolaus um «die 
Grundsatzfrage, wie das kleine Land 
gleichzeitig in zwei verschiedenen 
Binnenmärkten Mitglied sein kann.» 
Liechtenstein werde jedoch auf  die 
Bindungen zur Schweiz spezielle 
Rücksicht nehmen und vor allem zu 
verhindern suchen, dass die Nach
barn drunter zu leiden hätten: «Wir 
wollen vor allem verhindern, dass 
unsere Nachbarn plötzlich schlech
tergestellt werden. Das  ist aber  pro
blematisch, weil wir einerseits die 
Bestimmungen gegenüber Staatsan

gehörigen aus EWR-Ländern libera-
lisieren müssen, andererseits die E G  
verlangt, dass Liechtenstein allfälli
ge Umgehungen von EWR-Recht  
verhindert.» 

Botschafter Prinz Nikolaus äus
serte sich zuversichtlich über die  
Möglichkeit von pragmatischen R e 
gelungen, denn die Probleme seien 
auf  wenige konkrete Fragen be
schränkt. Z u  diesen konkreten Fra
gen gehört, wie Halbfabrikate be
handelt werden, die beispielsweise 
von d e r  Firma Balzers A G  vom 
schweizerischen Zweigwerk Trüb
bach an das eigene Werk in Balzers 
zur Weiterbearbeitung transferiert 
und  von dort  aus verkauft werden. 

Wahrscheinlich müssen für diese 
Fälle Ausnahmeregelungen gefun
den werden. Hoffnung setzt Prinz 
Nikolaus auf die Anpassungen der 
Schweiz im Rahmen des Eurolex-
Verfahrens: Je  weiter sich die 
Schweiz an die europäischen Be
stimmungen anpasse, umso weniger 
Ausnahmen müssten gemacht wer
den. 

Dass die Zukunft des Dienstlei
stungsplatzes Liechtenstein unter 
dem EWR-Beitritt leiden könnte, 
glaubt Prinz Nikolaus nicht. Gerade 
die Treuhänder und Banken seien 
schon stark auf den EWR- und E G -
Raum ausgerichtet und deshalb am 
ehesten Europa-kompatibel. 


